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Anforderungen an die Qualität der Reparatur in der Marge 100 - 130 %, Verrechnung
der Umsatzsteuer der Reparatur bei Totalschadensabrechnung

§§ 249, 251 BGB

Übersteigen die vom Sachverständigen geschätzten Reparaturkosten den Wiederbeschaffungswert,
setzt die Abrechnung auf Basis der Reparaturkosten voraus, dass die Reparatur umfassend und
fachgerecht durchgeführt wird. Voraussetzung ist zudem, dass die Reparaturkosten konkret
angefallen sind oder der Geschädigte nachweisbar wertmäßig in einem Umfang repariert hat, der den
Wiederbeschaffungsaufwand übersteigt. Ist das nicht der Fall, ist die Umsatzsteuer nur zu ersetzen,
wenn sie bei der Wiederbeschaffung angefallen ist. Nicht ausreichend ist ein Anfall bei der Reparatur.

BGH, Urteil vom 15. 2. 2005 - VI ZR 172/04

Sachverhalt:

Die Reparaturkosten schätzte der Sachverständige auf 6.044.41 Euro netto. Er nahm einen Abzug "neu für alt" im
Ausmaß von 185.79 Euro vor. Den Wiederbeschaffungswert schätzte er auf 5.450.- Euro brutto, den Restwert auf
1.000.- Euro. Der Geschädigte ließ das Fahrzeug in einen verkehrssicheren und fahrbereiten Zustand versetzen.
Dafür wendete er 1.800.- Euro zuzüglich 288.- Euro Umsatzsteuer auf. Der Kläger begehrte die
Nettoreparaturkosten unter Berücksichtigung des Abzugs "neu für alt" sowie die von ihm für die Reparatur bezahlte
Umsatzsteuer in Höhe von 288.- Euro.

Entscheidung des Gerichts:

Das Landgericht sprach den Wiederbeschaffungsaufwand zu und darüber hinaus 90.- Euro; das sind 2 %
Differenzumsatzsteuer des Wiederbeschaffungsaufwands. Der BGH gab der Revision des Klägers, der die
Reparaturkosten laut Sachverständigengutachten verlangte, nicht Folge.

Bedeutung für die Praxis

: Wenn es dem Geschädigten nur um die Wiederherstellung der Mobilität geht, wird diesem Interesse durch
Beschaffung eines gleichwertigen Ersatzfahrzeugs Rechnung getragen. Nur wenn ihm am Behalten des vertrauten
Fahrzeugs gelegen ist, kann er den Integritätszuschlag ersetzt verlangen. Wenn die Reparaturkosten den
Wiederbeschaffungswert übersteigen, was bis zur Grenze von 30 % zulässig ist, kann dieser Zuschlag nur verlangt
werden, wenn die Reparatur fachgerecht und in einem Umfang durchgeführt wird, wie ihn der Sachverständige zur
Grundlage seiner Kostenschätzung gemacht hat. Nur dann weist der Geschädigte sein Integritätsinteresse am
Behalten des ihm vertrauten Fahrzeugs nach. Entspricht die Reparatur diesen Anforderungen nicht, kann eine
fiktive Schadensabrechnung nur bis zur Höhe des Wiederbeschaffungswertes erfolgen.

Insofern liegt der Sachverhalt in einem entscheidenden Punkt anders als in der Entscheidung BGHZ 154, 395. Dort
wurde
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ausgeführt, dass Qualität und Umfang der Reparatur solange keine Rolle spielen, als die Reparaturkosten zwar den
Wiederbeschaffungsaufwand, nicht aber den Wiederbeschaffungswert übersteigen. Wenn die Reparaturkosten
allerdings den Wiederbeschaffungswert übersteigen, werden sie nur dann zuerkannt, wenn diese Reparaturkosten
konkret angefallen sind oder wenn der Geschädigte nachweisbar wertmäßig in einem Umfang repariert hat, der
den Wiederbeschaffungsaufwand übersteigt. Der Geschädigte hat hier nicht fachgerecht und nur unvollständig
repariert.
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Da der Kläger keine Wiederbeschaffung getätigt hat, besteht kein Anspruch auf die von ihm geltend gemachte
Umsatzsteuer nach § 249 Abs. 2 S 2 BGB. Die Umsatzsteuer wäre nur zu ersetzten, wenn sie bei der
Wiederbeschaffung angefallen wäre. Da nur der Kläger Revision eingelegt hat, wirkt sich das aber nicht aus. Die
Ansicht des Berufungsgerichts steht im Widerspruch zu § 249 Abs 2 S 2 BGB, wonach die Umsatzsteuer nur zu
ersetzen ist, wenn sie tatsächlich angefallen ist, wobei eine Kombination von konkreter und fiktiver
Schadensabrechnung nicht zulässig ist.1

Prof. Dr. ChristianHuber, Aachen

1  BGH DAR 2003, 554
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Anforderungen an die Qualität der Reparatur in der Marge 100 - 130 %,

§§ 249, 251 BGB

Sowohl die Reparatur als auch die Ersatzbeschaffung sind Ausprägungen der Naturalrestitution.
Grundsätzlich hat sich der Geschädigte für die Form zu entscheiden, die den Ersatzpflichtigen weniger
belastet. Das gilt dann nicht, wenn er ein Integritätsinteresse am Behalten des ihm vertrauten
Fahrzeugs hat. Wenn die Instandsetzungskosten den Wiederbeschaffungswert um bis zu 30 %
übersteigen, ist diese Integritätsspitze aber nur dann ersatzfähig, wenn die Reparatur umfassend und
fachgerecht erfolgt, wie das der Sachverständige zur Grundlage seiner Kostenschätzung gemacht hat.
Das gilt auch im Fall einer Eigenreparatur. Wenn Restschäden verbleiben, die nur in einer
Fachwerkstätte behoben werden können und einen Kostenaufwand von 3.000.- Euro erfordern, sind
nicht bloß unmaßgebliche Restarbeiten gegeben.

BGH, Urteil vom 15. 2. 2005 - VI ZR 70/04

?Sachverhalt:

Der Sachverständige schätzt die Reparaturkosten auf 18.427,37 DM incl MwSt , den Wiederbeschaffungswert auf
13.800.- DM, den Restwert auf 2.500.- DM. Kl nahm eine Eigenreparatur vor. Bekl zahlte 11.300.- DM. Kl verlangt
Reparaturkosten in Höhe von bis zu 30 % über dem Wiederbeschaffungswert.

?Entscheidung des Gerichts:

Das LG hat Reparaturkosten bis zum Wiederbeschaffungswert zugesprochen. Der Kläger begehrt weitere
Reparaturkosten. BerG und BGH lehnen das ab.

Der Geschädigte kann bei einem Kfz-Schaden auf zweierlei Weise Naturalrestitution erreichen: Er kann die Kosten
für die Reparatur oder für die Anschaffung eines (gleichwertigen) Ersatzfahrzeugs verlangen. Auch letztere Art ist
eine Form der Naturalrestitution. Denn das Ziel der Restitution beschränkt sich nicht auf eine Wiederherstellung der
beschädigten Sache; vielmehr geht es darum, den Zustand herzustellen, welcher - wirtschaftlich gesehen - der
ohne das Schadensereignis bestehenden Lage entspricht.

Nach dem Wirtschaftlichkeitspostulat hat der Geschädigte die Möglichkeit zu wählen, die den geringsten Aufwand
erfordert. Das ist aus dem Tatbestandsmerkmal der Erforderlichkeit in § 249 Abs 2 S 1 BGB abzuleiten; das ergibt
sich aber letztlich schon aus dem Begriff des Schadens selbst. Das verlangt aber vom Geschädigten nicht, sich so zu
verhalten, als ob er den Schaden selbst zu tragen hätte. Abzustellen ist darauf, was einem verständigen,
wirtschaftlich denkenden Menschen in der Lage des Geschädigten zur Behebung des Schadens angemessen und
zweckmäßig erscheint. Rücksicht zu nehmen ist auf seine spezielle Situation, insbesondere auf seine individuellen
Erkenntnis- und Einflussmöglichkeiten sowie die möglicherweise gerade für ihn bestehenden Schwierigkeiten. Die
Schadenersatzpflicht besteht nur insoweit, als sich die Aufwendungen im Rahmen der wirtschaftlichen Vernunft
halten. Das Wahlrecht findet seine Schranke darin, dass sich der Geschädigte nicht bereichern soll. Auch wenn er
vollen Ersatz verlangen kann, soll er nicht verdienen.

?Bedeutung für die Praxis:

Wenn der Geschädigte das Fahrzeug reparieren lässt, können ihm die Kosten der Instandsetzung zuerkannt
werden, die den Wiederbeschaffungswert bis zu 30 % übersteigen. Bei der Frage, welchen Aufwand der
Geschädigte ersetzt verlangen kann, ist zum einen die Verhältnismäßigkeit des Reparaturaufwands zum
Wiederbeschaffungswert des Fahrzeugs zu berücksichtigen; zum anderen, dass nur die Reparatur des dem
Geschädigten vertrauten Fahrzeugs sein Integritätsinteresse zu befriedigen vermag.

Beim Integritätsinteresse geht es nicht allein um die reine Herstellung der Mobilität mit einem gleichwertigen
Fahrzeug. Der Umstand, dass er sein Fahrzeug behalten möchte, liegen durchaus wirtschaftliche Gesichtspunkte
zugrunde. Denn der Eigentümer weiß, wie dieses ein- und weitergefahren, gewartet und sonst behandelt worden
ist, ob und welche Mängel aufgetreten und auf welche Weise sie behoben worden sind. Dem Käufer eines
Gebrauchtwagens sind diese Umstände aber unbekannt. Das zeigt sich auch darin, dass beim Erwerb eines
Fahrzeugs aus erster Hand ein höherer Preis gezahlt wird. Es geht somit keineswegs um immaterielle Erwägungen.
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Der Senat hat bisher nicht ausdrücklich entschieden, welche Qualität und welchen Umfang die Reparatur haben
muss, um den Integritätszuschlag von bis zu 30 % zum Wiederbeschaffungswert zu rechtfertigen.

Dass es sich um eine Eigenreparatur handelt, spielt grundsätzlich keine Rolle. Auch auf das Entstehen von
tatsächlichen Aufwendungen kommt es nicht an. Auch bei einer Eigenreparatur ist aber zu verlangen, dass das
Fahrzeug fachgerecht repariert wird. Nur dann bringt der Geschädigte zum Ausdruck, dass er das Fahrzeug in
einem Zustand wie vor dem Unfall nutzen will.

228
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Nur unter diesen Umständen hat der Schädiger Reparaturkostenersatz bis zur Grenze von 130 % des
Wiederbeschaffungswertes zu leisten.

Wenn er nur die Fahrbereitschaft wiederherstellt, beweist er zwar das Interesse an der Mobilität, das jedoch auch
durch eine Ersatzbeschaffung befriedigt werden könnte. Der für die Zubilligung der Integritätsspitze tragende
Gesichtspunkt, dass der Geschädigte besonderen Wert auf das ihm vertraute Fahrzeug lege, verliert bei einer
unvollständigen und vor allem nicht fachgerechten Reparatur eines total beschädigten Fahrzeugs in
entscheidendem Maß an Bedeutung.

Dass der Geschädigte Schadenersatz erhält, der den Wiederbeschaffungswert übersteigt, ist mit dem
Wirtschaftlichkeitsgebot und dem Bereicherungsverbot nur zu vereinbaren, wenn er den Zustand des ihm
vertrautem Fahrzeugs wie vor dem Unfall wiederherstellt. Nur zu diesem Zweck wird die Opfergrenze des
Schädigers erhöht. Anderenfalls wäre ein solcher erhöhter Schadensausgleich verfehlt. Voraussetzung ist, dass die
Reparatur fachgerecht und in einem Umfang durchgeführt wird, wie ihn der Sachverständige zur Grundlage seiner
Kostenschätzung gemacht hat.

Nach den tatsächlichen Feststellungen des BerG war das Fahrzeug weder vollständig noch fachgerecht repariert. Es
sind Restunfallschäden vorhanden, die nur in einer Fachwerkstatt unter Einsatz einer Richtbank zu beheben wären.
Die Restschäden erfordern einen Kostenaufwand von 3.000.- Euro. Es handelt sich dabei daher nicht um
unmaßgebliche Restarbeiten.

Ob ein Abzug des Restwertes geboten war, bedarf hier keiner Entscheidung, da die Bekl an den Kl Schadenersatz in
Höhe des Wiederbeschaffungswertes des Kfz ohne Berücksichtigung des Restwertes gezahlt hat.

Prof. Dr. ChristianHuber, Aachen
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